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Antrag 

der Abgeordneten Steffi Lemke, Ulrike Höfken, Werner Schulz (Berlin), Gila Altmann 
(Aurich), Franziska Eichstädt-Bohlig, Gerald Häfner, Antje Hermenau, Vera Lengsfeld, 
Gerd Poppe und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Verfassungsrechtliche Problematik der Altschulden landwirtschaftlicher Betriebe in 
den neuen Bundesländern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die gegenwärtige Regelung bezüglich der Altschulden von LPG- 
Nachfolgebetrieben in den neuen Bundesländern, die vor dem 
1. Juli 1990, dem Tag des Inkrafttretens der Wirtschafts-, 
Währungs- und Sozialunion, begründet wurde, stößt auf erhebli- 
che verfassungsrechtliche Bedenken. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

dem Deutschen Bundestag einen nach Artikel 84 Abs. 1 GG zu- 
stimmungspflichtigen Gesetzentwurf zur Befreiung der LPG- 
Nachfolgebetriebe von den Altschulden vorzulegen. 

Bonn, den 6. März 1996 

Steffi Lemke 
Ulrike Höfken 
Werner Schulz (Berlin) 

Gila Altmann (Aurich) 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Gerald Häfner 
Antje Hermenau 
Vera Lengsfeld 
Gerd Poppe 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Die bestehende Regelung in bezug auf die Altschulden landwirt- 
schaftlicher Betriebe in den neuen Bundesländern steht im Wi- 
derspruch zu wesentlichen Bestimmungen des Grundgesetzes. In 
der Verfassungsbeschwerde von Prof. Dr. K. A. Schachtschneider 
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und dem juristischen Gutachten für die Landesregierung von Sach- 
sen-Anhalt von Prof. Dr. Alexander von Brünneck wird über- 
zeugend herausgearbeitet, daß die gegenwärtige Praxis die 
Grundrechte der Betroffenen nach den Artikeln 2,3,12 und 14 des 
Grundgesetzes verletzt. Die Betriebe werden durch die bestehen- 
de Altschuldenregelung in ihrer Erwerbstätigkeit und wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit delart beschränkt, daß dies für die Mehr- 
zahl der betroffenen Betriebe ruinöse Folgen haben wird. 

Die von der Bundesregierung praktizierte Handhabung der Alt- 
schulden von LPG-Nachfolgebetrieben verstößt auch deshalb ge- 
gen das Grundgesetz, weil ihr die erforderliche gesetzliche Grund- 
lage fehlt. Die gegenwärtige Praxis beruht auf der Anwendung 
mehrerer gesetzlicher Vorschriften: Artikel 25 Abs. 3 Satz 3 des Ei- 
nigungsvertrages, Artikel 232 §1 EGBGB, §§13 und 16 des 
D-Markbilanzgesetzes, § 34 Abs. 1 Nr. 1 des Landwirtschaftsan- 
passungsgesetzes, § 14 der Verordnung über die Änderung und 
Aufhebung von Rechtsvorschriften vom 28. Juni 1990, § 1 des Zins- 
anpassungsgesetzes. Diese Vorschriften regeln jedoch lediglich 
Teilaspekte des Altschuldenproblems. Sie stellen daher keine aus- 
reichende gesetzliche Grundlage für derart massive Eingriffe in 
den Schutzbereich von Grundrechten im Sinne der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichtes dar. 

Im System der sozialistischen Planwirtschaft wurden Kredite im 
Rahmen der zentralen Planung und Lenkung den landwirtschaft- 
lichen Produktionsgenossenschaften zugewiesen. Die kreditge- 
benden Banken, hier die Bank für Land- und Nahrungsgüterwirt- 
schaft (BLN), waren Organe des Ministerrats der DDR und 
gewährten ihre Kredite auf der Grundlage des Volkswirtschafts- 
planes. Hier wird der fundamentale Unterschied zu Wesen und 
Funktion des Kredites in der sozialen Marktwirtschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland deutlich. Diese setzt die freie unterneh- 
merische Entscheidung voraus, die Bedingungen der Kreditauf- 
nahme und -Bedienung sowie die damit verbundenen Risiken 
abgewogen hat. Die Bedingungen der Darlehensvergabe werden 
zwischen Darlehensgeber und Darlehensnehmer frei verabredet 
(§§ 607 ff. BGB). Dies war bei der Kreditzuteilung durch die BLN 
an die LPG keineswegs der Fall. Der Bundesgerichtshof (BGH) hat 
in seinem Urteil vom 26. Oktober 1993 diesen Sachverhalt aner- 
kannt. Demnach sind vor dem 1. Juli 1990 begründete Aitkredite 
landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften und sonstiger 
Betriebe in der DDR keine Darlehen im Sinne der §§ 607 ff. BGB. 

In der Präambel des Staatsvertrages vom 18. Mai 1990 wird von 
einer „Revolution" in der DDR gesprochen. Diese Revolution hat- 
te die Auflösung des (Un-)Rechtssystems der DDR und damit auch 
der auf dessen Basis begründeten Quasi-Rechtsverhältnisse zur 
Folge. Dennoch hat der bundesdeutsche Gesetzgeber im Staats- 
vertrag mit der DDR sowie im Einigungsvertrag die sog. Altschul- 
den aufgrund von haushaltstechnischen Überlegungen für 
verbindlich erklärt. Er hat damit die Altschulden als Schuld- 
verhältnisse nach bundesdeutschem Recht erst begründet, ohne 
die Konsequenzen dieser gesetzlichen Regelung an den Grund- 
rechten zu prüfen. 
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Die Eigentumsgarantie, die Handlungs- und Berufsfreiheit werden 
durch die bestehenden gesetzlichen Regelungen im Bereich land- 
wirtschaftliche Altschulden auf Jahrzehnte hinaus blockiert. Die 
durchschnittliche Alt Schuldenbelastung der LPG -Rechtsnachfol- 
ger beträgt rd. 2,5 Mio. DM je Unternehmen bzw. rd. 1 500 DM/ha. 
Der Anteil wertlosen, nicht nutzbaren Vermögens an den Alt- 
schulden beträgt rd. 70 %. Den Betrieben wurden damit Kredit- 
belastungen auferlegt, denen in den meisten Fällen keine pro- 
duktiven Gegenwerte mehr gegenüberstehen. Das 
Aktivvermögen der Betriebe entspricht höchstens 10 bis 15 % der 
ursprünglich angenommenen Werte in Mark der DDR. Dies be- 
deutet, daß Betriebe mit einem Aktivvermögen von 1 DM, das mit 
Altkrediten bezahlt wurde, heute den drei- bis vierfachen Betrag 
als Altschulden zurückzahlen müssen. 

Gleichzeitig mußten seit 1990 fast alle Betriebe neue Kredite auf- 
nehmen, um die Investitionen in Gebäude und Technik zu finan- 
zieren, die unter den Bedingungen des EU-Agrarmarktes sowie 
vielfältiger bundesdeutscher Vorschriften im Bau-, Umwelt-, Tier- 
schutz- und Hygienerecht notwendig waren, um wettbewerbs- 
fähig zu werden. In vielen Fällen haben die Banken die Ausrei- 
chung von Krediten mit dem Argument der bestehenden 
Altschulden verweigert oder verzögert. 

Damit ist für den Großteil der Betriebe eine finanzielle Doppelbe- 
lastung entstanden, die bei der derzeitigen Preisentwicklung auf 
den Agrarmärkten fatale Konsequenzen haben wird: 

Eine Tilgung der Altschulden innerhalb von 20 bis 30 Jahren wäre 
nur möglich, wenn die Betriebe dauerhaft Gewinne von 200 bis 
500 DM/ha realisieren könnten. Bei sinkenden Erzeugerpreisen 
und unsicheren Fördermitteln sowie steigenden Betriebsmittel- 
und Lohnkosten ist damit nicht zu rechnen. Der Agrarbericht der 
Bundesregierung 1995 weist für die LPG-Nachfolgebetriebe (juri- 
stische Personen) einen Negativ- Gewinn von minus 48 DM/ha aus. 

Die auf der Grundlage des Artikels 25 Abs. 3 des Einigungsver- 
trages zum 1. April 1991 erfolgte Entschuldung von nicht werthal- 
tigen Krediten in Höhe von 30 % der Altschulden durch die Treu- 
handanstalt ist durch die wachsende Zinslast inzwischen 
kompensiert worden: 1994 hatten die Betriebe wieder die ur- 
sprüngliche Altschuldenlast des Jahres 1990 erreicht. Bei einem 
durchschnittlichen FIBOR-Zinssatz von 6 % wird sich die Schul- 
denlast in den nächsten zehn Jahren verdoppeln. Auch die bilan- 
zielle Entlastung nach § 16 Abs. 3 und 4 des D -Markbilanzgeset- 
zes wird die Situation der mit Altschulden belasteten Betriebe nicht 
grundsätzlich verbessern. Sie hat lediglich eine aufschiebende 
Wirkung, während die Zinsen für die Altschulden weiter wachsen. 
Sobald die Betriebe Gewinne ausweisen, müssen sie 20 % hiervon 
an die Gläubigerbanken abführen, so daß die Eigenkapitalbildung 
und die Reinvestitionstätigkeit auf absehbare Zukunft behindert 
sein werden. 

Die seit 1. Januar 1996 geltende Verpflichtung zur Abführung der 
Verkaufserlöse bzw. Gegenwerte des sog. „nicht betriebsnotwen- 
digen Vermögens " ausschließlich an die Gläubigerbanken wird le- 
diglich zur Bedienung von 4,5 % der Altschulden ausreichen und 
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leistet damit keinen nachhaltigen Beitrag zur Lösung der Alt- 
schuldenproblematik. 

Die DDR-Führung verfolgte mit ihrer Praxis der Kreditvergabe re- 
gional unterschiedliche Investitionsziele. So wurde z. B. im Bezirk 
Schwerin eine sehr restriktive Investitionspolitik betrieben, was 
zur Folge hat, daß die dortigen LPG -Nachfolgebetriebe heute die 
weitaus geringste Altschuldenbelastung aufweisen. Demgegen- 
über lasten auf Betrieben in den ehemaligen Bezirken Potsdam 
und Frankfurt/Oder die höchsten Altschulden, ohne daß diese Be- 
triebe selbst auf deren Entstehung Einfluß nehmen konnten. Die 
einzelnen Regelungsschritte, die in der Altschuldenfrage seit dem 
1. Juli 1990 unternommen wurden, setzen sämtlich die von den 
DDR-Behörden geschaffenen Quasi-Rechtsverhältnisse als Status 
quo voraus und begründen damit eine Ungleichbehandlung der 
betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe. 

Die Zuteilung der Altkredite als Grundmittelkredite oder Umlauf- 
mittelkredite erfolgte ebenfalls nicht auf der Grundlage individu- 
eller betriebswirtschaftlicher Entscheidungen, sondern entspre- 
chend der staatlichen Planvorgaben. Dennoch wurden 1991 bei 
der Entschuldung der Treuhand gemäß Artikel 25 Abs. 3 des Eini- 
gungsvertrages in Höhe von 1,4 Mrd. DM Umlaufmittelkredite 
und Technikkredite generell als nicht entschuldungsfähig einge- 
stuft. Die Teilentschuldung durch die Treuhandanstalt hing wei- 
terhin davon ab, ob die Prüfstellen der Länder den jeweiligen land- 
wirtschaftlichen Betrieb als sanierungs- und entwicklungsfähig 
einschätzten oder nicht. Das heißt, ob ein landwirtschaftlicher Be- 
trieb in die Teilentschuldung einbezogen wurde oder nicht, hing 
von wirtschaftlichen Gesichtspunkten ab, nicht aber vom Grund- 
satz der Gleichheit vor dem Gesetz. 

Im Gegensatz zu den LPG-Nachfolgebetrieben wurden die Alt- 
kredite der Volkseigenen Güter (VEG) in Höhe von 2,1 Mrd. DM 
auf der Grundlage der Entschuldungsverordnung vom 5, Septem- 
ber 1990 vollkommen entschuldet. Bei sämtlichen von der Treu- 
hand privatisierten Unternehmen wurden die Altschulden von den 
Kaufpreisen abgesetzt. Auch die Wohnungswirtschaft erfährt 
durch das Zinsanpassungsgesetz vom 24. Juni 1991 sowie durch 
das Altschuldenhilfegesetz vom 23. Juni 1993 zumindest eine Teil- 
entlastung von ihren Altschulden. Die Unternehmen werden so- 
mit bezüglich ihrer Altschulden unterschiedlich behandelt, obwohl 
sämtliche Altschulden auf denselben Umstand - die unfreiwillige 
Zuteilung durch die DDR-Planwirtschaft - zurückzuführen sind. Es 
kann verfassungsrechtlich nicht zulässig sein, die Frage der Ent- 
schuldung an Kriterien wie etwa die Sanierungsfähigkeit eines Un- 
ternehmens zu koppeln. Solche Differenzierungen können nur als 
willkürlich betrachtet werden und verletzen damit ebenfalls den 
Gleichheits grundsatz . 

Nach Angaben des Bundesrechnungshofes (BRH) ist der Bund der- 
zeit bereits mit rd. 50 % des ursprünglichen Altkreditbestandes der 
Landwirtschaft belastet. Über den Ausgleichsfonds Währungsum- 
stellung (AFW) haftet der Bund de facto für die nicht eintreibba- 
ren Forderungen der Banken, hier v. a. der DG Bank. Es steht zu 
erwarten, daß auch für den übrigen Teil der landwirtschaftlichen 
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Altschulden langfristig der Bund aufkommen muß, da sich die Be- 
triebe in jedem Fall der Bedienung der Altschulden entziehen wer- 
den - sei es durch Ausgründung neuer Unternehmen und Liqui- 
dation des altschuldenbelasteten Unternehmens oder durch 
Konkurs aufgrund der objektiven wirtschaftlichen Unmöglichkeit 
der Rückzahlung. Der Bund wäre im Ergebnis weniger belastet ge- 
wesen, wenn er die Altschulden direkt übernommen hätte, rügt 
der BRH. 

Mit der jetzigen Regelung verdienen nur die westdeutschen Ban- 
ken an den Altschulden. Für die LPG-Nachfolgebetriebe, die 
Agrarstruktur und die soziale Lage im ländlichen Raum der neu- 
en Länder hat das verfassungswidrige Festhalten an den Alt- 
schulden ruinöse Konsequenzen. Verlierer dieser Regelung wird 
letztlich auch der Bund selbst sein. 
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